7. APRIL 2023 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren


(Belgisches Staatsblatt vom 20. Oktober 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


7. APRIL 2023 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren


BERICHT AN DEN KÖNIG


Sire,


mit vorliegendem Erlassentwurf wird der Königliche Erlass vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren abgeändert, und zwar nur in Bezug auf elektronische Identitätsdokumente für belgische Kinder unter zwölf Jahren.

Die Datenschutzbehörde hat am 25. Februar 2021 ihre Stellungnahme Nr. 17/2021 abgegeben. Neben einigen Anmerkungen, die größtenteils im vorliegenden Erlassentwurf berücksichtigt wurden, empfiehlt die DSB, erneut über ein Konzept für einen Personalausweis nachzudenken, das den Bürgern ermöglicht, ihre Daten besser zu schützen.

Der Staatsrat hat am 29. Juni 2021 sein Gutachten Nr. 69.605/2 abgegeben.

Dieses Hohe Kollegium hat in seinem Gutachten insbesondere daran erinnert, dass die Stellungnahme des Finanzinspektors und das Einverständnis des Ministers des Haushalts eingeholt werden müssen.

Auf die anderen Anmerkungen des Staatsrates wird nachstehend in den Kommentaren zu den einzelnen Artikeln eingegangen.


Artikel 1

Durch Artikel 1 des vorliegenden Entwurfs wird Artikel 13 des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 ergänzt, um vorzusehen, dass elektronische Identitätsdokumente für belgische Kinder unter zwölf Jahren in denselben Fällen und gemäß denselben Modalitäten erneuert werden, die für die Erneuerung elektronischer Personalausweise gelten, wie in Artikel 5 des Königlichen Erlasses vom 25. März 2003 über die Personalausweise festgelegt.

Gemäß dem Gutachten des Staatsrates wurde der Wortlaut des im Entwurf vorliegenden Artikels 1 vereinfacht und werden die Identitätsnachweise für ausländische Kinder unter zwölf Jahren nicht mehr fälschlicherweise im Bericht an den König erwähnt.




Artikel 2 und 5

Durch Artikel 2 des vorliegenden Entwurfs wird Artikel 16ter des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 ersetzt, um zu erläutern, auf welchem Träger die sichtbaren Daten elektronisch gespeichert sind. Wie beim elektronischen Personalausweis werden diese Daten nämlich auf einem "Kontaktchip" und einem RFID-Chip ("Radio Frequence Identification") gespeichert.

Außerdem sind die Nationalregisternummer, die Kartennummer, das Enddatum der Gültigkeit und das Geburtsdatum in einem zweidimensionalen Barcode ebenfalls elektronisch lesbar. Mit dem Barcode wird insbesondere bezweckt, dass der Personalausweis auch auf andere Weise als nur mit einem Kartenleser genutzt werden kann, zum Beispiel im Hinblick auf eine eindeutige Identifizierung der betreffenden Sozialversicherten.

Tatsächlich handelt es sich bei den Nutzern des Barcodes größtenteils um Instanzen des Netzwerks der sozialen Sicherheit.

Es muss natürlich daran erinnert werden, dass die im Barcode enthaltenen Daten, wie auch alle anderen Daten auf elektronischen Identitätsdokumenten für belgische Kinder unter zwölf Jahren, ob sie nun mit bloßem Auge sichtbar oder nur elektronisch lesbar sind, nicht gespeichert werden dürfen, außer in den Fällen, in denen eine solche Speicherung im Hinblick auf die Erfüllung rechtmäßiger Zwecke erlaubt ist.

Die allgemeinen Grundsätze in Bezug auf den Schutz des Privatlebens und der personenbezogenen Daten (Zweck, Minimierung, Information, ...) sind nämlich anzuwenden.

In der dem Staatsrat zur Begutachtung vorgelegten Fassung und infolge der von der Datenschutzbehörde in ihrer Stellungnahme Nr. 17/2021 formulierten Forderung wurde im vorliegenden Erlass ausdrücklich festgelegt, dass der vorerwähnte Artikel 6 § 4 auf das elektronische Identitätsdokument anwendbar ist, sowohl in Bezug auf das Lesen als auch auf das Speichern der auf diesem Dokument befindlichen Daten.

Der Staatsrat hält es jedoch für unnötig, im verfügenden Teil des Königlichen Erlasses selbst an die Anwendung von Artikel 6 § 4 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 zu erinnern. Absatz 2 des Entwurfs von Artikel 16ter, der diese Bestimmung enthielt, wurde daher so angepasst, dass dennoch auf die Grundsätze für das Lesen und die Verarbeitung der Daten auf der Kids-ID hingewiesen wird, einschließlich des Alters, in dem der Karteninhaber seine Zustimmung erteilen kann, das heißt gemäß Artikel 7 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten im Alter von dreizehn Jahren. Es kann nämlich sein, dass Kinder, die älter als 12 Jahre sind, noch Inhaber einer Kids-ID sind.

Die Beibehaltung des Barcodes ist, wie bereits erwähnt, dadurch gerechtfertigt, dass viele Instanzen im Netzwerk der sozialen Sicherheit derzeit noch darauf zurückgreifen. 

Zur Erinnerung: Die Verwendung der Nationalregisternummer, mit der eine Person eindeutig identifiziert werden kann, ist in den Sektoren der sozialen Sicherheit und der Gesundheit gemäß Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Januar 1990 über die Errichtung und Organisation einer Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit sowie Artikel 8 des Gesetzes vom 21. August 2008 zur Einrichtung und Organisation der eHealth-Plattform nicht nur erlaubt, sondern sogar vorgeschrieben. In diesen Bereichen ist es nämlich unerlässlich, dass man sich bei der Verarbeitung und dem Austausch von Daten an die richtige Person wendet.

Zu diesem Zweck ist die Verwendung des elektronischen Personalausweises oder der Ausländerkarte angebracht, weil damit nicht nur die Nationalregisternummer, sondern auch das Lichtbild und andere Daten bekannt sind und weil mit Hilfe eines Kartenlesers überprüft werden kann, ob es sich bei der vorgezeigten Karte um die Karte der Person handelt, die sie vorzeigt.

Aus offensichtlichen Gründen der Effizienz, insbesondere zur Vermeidung von Fehlern, die beispielsweise durch einfache Tippfehler entstehen, wird das elektronische (und nicht manuelle) Lesen der Karte empfohlen. Dieses elektronische Auslesen ist über ein elektronisches Lesegerät oder durch das Scannen eines Barcodes möglich, der auch die Nationalregisternummer enthält. Was den Barcode betrifft, ist es mehr als wünschenswert, diese Lesemethode beizubehalten, insbesondere für Apotheker, die alle bereits Barcodeleser verwenden, um die Barcodes auf Verschreibungen und abgegebenen Arzneimitteln zu scannen. Durch die Möglichkeit, Barcodes auch auf Personalausweisen auszulesen, wird die Arbeit dieser wichtigen Akteure im Gesundheitswesen erheblich erleichtert und beschleunigt; diese Möglichkeit in Frage zu stellen, würde das gesamte System gefährden, das für die Nutzung der elektronischen Verschreibung entwickelt wurde.

Außerdem kann es in Zusammenhang mit der Beibehaltung des Barcodes nicht schaden, daran zu erinnern, dass die Vervielfältigung derselben Information auf dem Ausweis in verschiedenen Formen (mit bloßem Auge sichtbar, auf dem Chip und/oder im Barcode) ebenfalls zur Betrugsbekämpfung beiträgt, da dies die Handlungen eines potentiellen Fälschers erheblich erschwert. Es ist nämlich sehr wahrscheinlich, dass eine Karte, die unterschiedliche Informationen aufweist, schnell entdeckt wird.

Da die derzeitige Anlage zum vorerwähnten Königlichen Erlass vom 10. Dezember 1996, in der Muster 3 des elektronischen Identitätsdokuments festlegt ist, durch vorliegenden Abänderungserlass aufgehoben wird (siehe Artikel 5), wird in vorliegendem Erlassentwurf auf Wunsch der Datenschutzbehörde außerdem ausdrücklich auf Muster ID1 gemäß der Norm ISO/IEC 7810:2019 verwiesen. 

In der dem Staatsrat zur Begutachtung vorgelegten Fassung des vorliegenden Entwurfs eines Königlichen Erlasses wurde angegeben, dass dieses Muster auf der Website der Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung des Föderalen Öffentlichen Dienstes Inneres - mittlerweile "Generaldirektion Identität und Bürgerangelegenheiten" genannt - eingesehen werden kann. 

Der Staatsrat weist jedoch darauf hin, dass diese Art der Veröffentlichung nicht mit Artikel 190 der Verfassung vereinbar ist. Da das Muster des elektronischen Identitätsdokuments verbindlich ist, muss es im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht werden, entweder als Anlage zu vorliegendem Erlass oder auf Initiative des für Inneres zuständigen Ministers; für vorliegenden Erlass hat man sich für die erste Option entschieden, indem das Muster des betreffenden Dokuments dem vorerwähnten Königlichen Erlass vom 10. Dezember 1996 als Anlage beifügt wird.




Artikel 3


Artikel 3 des Erlassentwurfs zielt durch die Abänderung von Artikel 16quater des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 darauf ab, das Lesen und Anwenden dieses Artikels, durch den der Grundsatz festgelegt wird, dass die Gültigkeitsdauer eines elektronischen Identitätsdokuments für ein belgisches Kind unter zwölf Jahren drei Jahre beträgt, und des Artikels 16bis § 2 desselben Erlasses zu koordinieren. 

Artikel 16bis § 2 lautet nämlich wie folgt: "Das auf den Namen eines belgischen Kindes unter zwölf Jahren ausgestellte elektronische Identitätsdokument bleibt bis zum Ablaufdatum gültig, auch wenn das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet hat." Artikel 16quater in seiner derzeitigen Fassung lässt durch die Erwähnung einer maximalen Gültigkeitsdauer jedoch vermuten, dass eine kürzere Dauer möglich wäre, insbesondere wenn das Kind zwölf Jahre alt wird; dies ist jedoch nach dem Lesen von Artikel 16bis § 2 nicht der Fall.

Zu diesem Zweck kann auf das Gutachten des Staatsrates verwiesen werden, in dem durch eine Bemerkung "gesetzgebender" Art ebenfalls festgestellt wurde, dass das elektronische Identitätsdokument drei Jahre lang gültig ist (Artikel 16quater), selbst wenn das Kind während dieser Gültigkeitsdauer das Alter von zwölf Jahren erreicht (Artikel 16bis § 2).


Artikel 4

Durch Artikel 4 des vorliegenden Entwurfs wird Artikel 16quinquies des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 abgeändert, um unter den mit bloßem Auge sichtbaren Daten die Angabe des Geburtsorts zu streichen, wobei dennoch vorgesehen ist, diese Angabe auf den Chips der elektronischen Identitätsdokumente für belgische Kinder unter zwölf Jahren zu speichern.

Wie für elektronische Personalausweise wird die Angabe der Unterschrift des Gemeindebeamten ebenfalls gestrichen. 

Mit diesen Abänderungen wird bezweckt, bestimmte von der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) empfohlene Vorschriften zu erfüllen und der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zu entsprechen.

Es geht auch darum, die Bestimmungen von Artikel 5 Buchstabe c) der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG dahingehend einzuhalten, dass personenbezogene Daten - einschließlich der auf den elektronischen Identitätsdokumenten für belgische Kinder unter zwölf Jahren befindlichen Daten - dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein müssen.

Die Unterschrift des Gemeindebeamten, der den Ausweis ausstellt, ist somit nicht mehr erforderlich. Bei dieser mit bloßem Auge sichtbaren Angabe handelt es sich nämlich um eine personenbezogene Information, die keinerlei Nutzen für die Person hat, die das elektronische Identitätsdokument eines belgischen Kindes unter zwölf Jahren lesen muss. Der Name des Gemeindebeamten, der den Ausweis ausgestellt hat, ist eine rein administrative Information, die nur die interne Verwaltung der Gemeinde betrifft.

Obwohl der König durch Artikel 6 § 7 des vorerwähnten Gesetzes vom 19. Juli 1991 damit betraut wird, Form und Modalitäten der Herstellung, Ausstellung und Verwendung des Ausweises beziehungsweise der Karte zu bestimmen und das Alter festzulegen, ab dem es Pflicht ist, den Ausweis beziehungsweise die Karte zu besitzen und mitzuführen, ist der Staatsrat dennoch der Ansicht, dass es nicht dem König, sondern dem Gesetzgeber obliegt, den Inhalt der Dokumente festzulegen.

Denn seit Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. März 2003, durch das insbesondere das vorerwähnte Gesetz vom 19. Juli 1991 abgeändert wird, um unter anderem den elektronischen Personalausweis einzuführen und die Angaben festzulegen, die darauf vermerkt werden müssen, ist der König nicht mehr dafür zuständig, die Angaben festzulegen, die nicht nur auf elektronischen Personalausweisen für Erwachsene, sondern auch auf elektronischen Identitätsdokumenten für belgische Kinder unter zwölf Jahren vermerkt werden müssen, und dies obwohl dieser Punkt in den vorbereitenden Arbeiten vor Annahme des vorerwähnten Gesetzes vom 25. März 2003 nicht angesprochen wurde.

Denn gerade in Bezug auf diese Identitätsdokumente muss schließlich festgestellt werden, dass, wenngleich dem König die Möglichkeit anvertraut wird, Minderjährigen ein Identitätsdokument auszustellen, dessen Form und Modalitäten der Herstellung, Ausstellung und Verwendung Er bestimmen kann, der Gesetzgeber Ihm aber nicht ausdrücklich die Befugnis erteilt hat, dessen Inhalt festzulegen. Dieser Inhalt ist derzeit weiterhin nur im Königlichen Erlass vom 10. Dezember 1996 festgelegt.

In diesem Fall geht es ferner nicht darum, neue Informationen festzulegen, die auf elektronische Identitätsdokumente für belgische Kinder unter zwölf Jahren aufgenommen werden müssen, sondern darum, bestimmte Angaben darauf zu streichen, die im Hinblick auf die allgemeinen Grundsätze in Sachen Schutz des Privatlebens, einschließlich der DSGVO, als nicht erheblich, unangemessen und unverhältnismäßig angesehen werden.

In Anbetracht der allgemeinen Grundsätze zum Schutz des Privatlebens und auf der Grundlage der allgemeinen Ausführungsbefugnis, die dem König durch Artikel 108 der Verfassung erteilt wird, wird im vorliegenden Erlass trotzdem die Streichung von Angaben auf elektronischen Identitätsdokumenten für belgische Kinder unter zwölf Jahren vorgesehen, die als unverhältnismäßig anzusehen sind. Auf diese Weise verstößt der König weder gegen das allgemeine Ziel der allgemeinen Grundsätze und Rechtsvorschriften, die in Sachen Schutz personenbezogener Daten und des Privatlebens anwendbar sind, noch gegen das allgemeine Ziel des vorerwähnten Gesetzes vom 19. Juli 1991.

Schließlich sei daran erinnert, dass sowohl der Geburtsort (nur auf dem Chip) als auch die Unterschrift des Gemeindebeamten seit der Abänderung des Gesetzes vom 19. Juli 1991 durch das Gesetz vom 18. Juni 2020 nicht mehr auf elektronischen Personalausweisen vermerkt werden.




Artikel 6

Aufgrund einer vom Staatsrat formulierten Frage, inwieweit die im Entwurf vorgesehenen Abänderungen auch für bereits ausgestellte elektronische Identitätsdokumente gelten, wird in Artikel 6 des Erlasses vorgesehen, dass die Bestimmungen des Erlasses nur für elektronische Identitätsdokumente gelten, die ab dem 17. Mai 2021 ausgestellt werden.

Soweit der Gegenstand des vorliegenden Entwurfs eines Königlichen Erlasses.


Ich habe die Ehre, 


Sire,


der ehrerbietige und getreue Diener
Eurer Majestät

zu sein.


Die Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen und der Demokratischen Erneuerung
Annelies VERLINDEN

___________




FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


7. APRIL 2023 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund der Verfassung, des Artikels 108;

Aufgrund des Gesetzes vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdokumente, des Artikels 6 § 6 Absatz 2 und § 7;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren;

Aufgrund der Stellungnahme Nr. 17/2021 der Datenschutzbehörde vom 25.  Februar 2021;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 69.605/2 des Staatsrates vom 29. Juni 2021, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Aufgrund der Stellungnahme des Generalinspektors der Finanzen vom 18. Mai 2022;

Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 10. Dezember 2022;

Auf Vorschlag der Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen und der Demokratischen Erneuerung


Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


Artikel 1 - Artikel 13 des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 22. Oktober 2013, wird durch einen Absatz 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Artikel 5 des Königlichen Erlasses vom 25. März 2003 über die Personalausweise ist auf die in Kapitel 3bis erwähnten elektronischen Identitätsdokumente anwendbar."


Art. 2 - Artikel 16ter des Königlichen Erlasses vom 10. Dezember 1996 über verschiedene Identitätsdokumente für Kinder unter zwölf Jahren, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 18. Oktober 2006, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 16ter - Das elektronische Identitätsdokument entspricht dem Muster ID1 gemäß der Norm ISO/IEC 7810:2019. Das elektronische Identitätsdokument enthält zwei elektronische Chips und einen zweidimensionalen Barcode, der die Nationalregisternummer, das Geburtsdatum des Inhabers, die Nummer des Dokuments und das Enddatum der Gültigkeit des Dokuments enthält. Der zweidimensionale Barcode ermöglicht es, das elektronische Identitätsdokument auch auf andere Weisen zu nutzen und so die Identifizierung einer natürlichen Person zu gewährleisten, insbesondere in den Sektoren der sozialen Sicherheit und der Gesundheit. 

Das Muster des elektronischen Identitätsdokuments entspricht dem Muster in der Anlage N‑Muster 3 zu vorliegendem Erlass. 

Die auf dem elektronischen Identitätsdokument befindlichen Daten, die sowohl mit bloßem Auge sichtbar als auch anhand eines Kartenlesers lesbar sind, mit Ausnahme des Lichtbildes des Inhabers und der Nationalregisternummer, können gemäß den Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen in Bezug auf den Schutz des Privatlebens und den Schutz personenbezogener Daten oder mit der freiwilligen, informierten und spezifischen Einwilligung des/der gesetzlichen Vertreter(s) des Inhabers des elektronischen Identitätsdokuments oder, wenn der Inhaber das in Artikel 7 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten bestimmte Alter erreicht hat, vom Inhaber selbst gelesen und/oder registriert werden. Die Nationalregisternummer und das Lichtbild des Inhabers dürfen nur benutzt werden, wenn diese Benutzung durch oder aufgrund eines Gesetzes, eines Dekrets oder einer Ordonnanz erlaubt ist.


Art. 3 - Der erste Satz von Artikel 16quater desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 18. Oktober 2006 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 22. Oktober 2013, wird wie folgt ersetzt:

"Die Gültigkeitsdauer des elektronischen Identitätsdokuments ist auf drei Jahre ab dem Datum der Beantragung dieses Dokuments festgelegt."


Art. 4 - Artikel 16quinquies § 1 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 18. Oktober 2006, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 werden die Wörter "Geburtsort und -datum" durch das Wort "Geburtsdatum" ersetzt.

2. In Absatz 2 werden zwischen den Wörtern "nur auf elektronische Weise lesbaren Daten betreffen" und den Wörtern "den Identitätsschlüssel und das Identitätszertifikat" die Wörter "den Geburtsort," eingefügt.

3. In Absatz 3 werden die Wörter "Unterschrift des Gemeindebeamten," gestrichen.


Art. 5 - Anlage N-Muster 3 zu demselben Erlass, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 18. Oktober 2006, wird durch folgende Anlage N-Muster 3 ersetzt:
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Art. 6 - Vorliegender Erlass ist auf die ab dem 17. Mai 2021 ausgestellten elektronischen Identitätsdokumente für belgische Kinder unter zwölf Jahren anwendbar.


Art. 7 - Die für Inneres zuständige Ministerin ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 7. April 2023


Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen und der Demokratischen Erneuerung
Annelies VERLINDEN
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